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Die Auseinandersetzung mit der herrschenden Lehre in Wirtschaft und Gesellschaft wird
von vielen Kritikern bei der Frage nach der sozialen Gerechtigkeit, also nach der Verteilung
der Einkommen und Vermögen gesucht. Es ist richtig, die immer weiter
auseinanderdriftende Verteilung und die offensichtlichen Ungerechtigkeiten zu beklagen
und hier einzugreifen. Aber wenn die Auseinandersetzung allein darauf konzentriert wird,
dann vergeben sich die Kritiker die Chance, zu einem wesentlich breiteren Bündnis zu
kommen. Die herrschende neoliberale Ideologie, wie sie in Deutschland in der so genannten
Reformpolitik konkreten Ausdruck gefunden hat, ist nicht nur ungerecht, sie ist ineffizient
und zerstörerisch. Wir haben es bei den herrschenden Kreisen mit Versagern zu tun. Das
sollte in gleicher Weise wie die soziale Gerechtigkeit ein öffentliches Thema werden. In
einer Serie von Beiträgen werde ich in den nächsten Wochen auf dieses Versagen und diese
zerstörerische Wirkung eingehen. Albrecht Müller

Hier die Schwerpunkte dieser Serie zur Strategie im Umgang mit den neoliberalen
Versagern:

Die Zerstörung der sozialen Sicherheit und die Konsequenzen für die Produktivität der
Menschen

Die Bewunderung für einen unproduktiven Wirtschaftsfaktor: den „modernen“
Kapitalmarkt

Die Missachtung und Reduzierung öffentlicher Leistungen

Die Unfähigkeit zur makroökonomischen Steuerung und ihre Folgen

Das Fleddern öffentlichen Eigentums

Die Ausbeutung privater Unternehmen zulasten der Beschäftigten, anderer
Eigentümer und der Öffentlichkeit

Keine Ahnung vom Marktversagen

Keine Ahnung von der Notwendigkeit, Wettbewerb zu sichern.

Die Zerstörung des Zusammenhalts und die Folgen für Gesellschaft und Wirtschaft

Der Ruin der wohlwollenden Zustimmung der Bürgerinnen und Bürger zum eigenen
Land und zur Gesellschaftsordnung.


